
Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der GKV 
(GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz – GKV-WSG) 

(Stand: 1.4.2007) 

Artikel 1: Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Nach § 37a wird folgender § 37b eingefügt: 
 § 37b Spezialisierte ambulante Palliativversorgung 

(1) Versicherte mit einer nicht heilbaren, fortschreitenden und weit fortgeschrittenen Erkrankung bei einer zugleich begrenzten Lebens-
erwartung, die eine besonders aufwändige Versorgung benötigen, haben Anspruch auf spezialisierte ambulante Palliativversorgung. 
Die Leistung ist von einem Vertragsarzt oder Krankenhausarzt zu verordnen. Die spezialisierte ambulante Palliativversorgung umfasst 
ärztliche und pflegerische Leistungen einschließlich ihrer Koordination insbesondere zur Schmerztherapie und Symptomkontrolle und 
zielt darauf ab, die Betreuung der Versicherten nach Satz 1 in der vertrauten häuslichen Umgebung zu ermöglichen. Dabei sind die 
besonderen Belange von Kindern zu berücksichtigen. 

(2) Versicherte in stationären Pflegeeinrichtungen im Sinne von § 72 Abs.1 des Elften Buches haben in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1 einen Anspruch auf spezialisierte Palliativversorgung. Die Verträge nach § 132d Abs.1 regeln, ob die Leistung nach Ab-
satz 1 durch Vertragspartner der Krankenkassen in der Pflegeeinrichtung oder durch Personal der Pflegeeinrichtung erbracht wird; § 
132d Abs.2 gilt entsprechend. 

(3) Der Gemeinsame Bundesausschuss nach § 91 Abs.4 bestimmt in den Richtlinien nach § 92 bis zum 30.September 2007 das Nähe-
re über die Leistungen, insbesondere 
1. die Anforderungen an die Erkrankungen nach Absatz 1 Satz 1 sowie an den besonderen Versorgungsbedarf der Versicherten. 
2. Inhalt und Umfang der spezialisierten ambulanten Palliativversorgung einschließlich von deren Verhältnis zur ambulanten  
 Versorgung und der Zusammenarbeit der Leistungserbringer mit den bestehenden ambulanten Hospizdiensten und stationären  
 Hospizen (integrativer Ansatz); die gewachsenen Versorgungsstrukturen sind zu berücksichtigen. 
3. Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit des verordnenden Arztes mit dem Leistungserbringer. 

§ 39a wird wie folgt geändert: 
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 aa) In Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: „Dabei ist den besonderen Belangen der Versorgung in Kinderhospizen ausreichend  
 Rechnung zu tragen und in der Rahmenvereinbarung nach Satz 4 vorzusehen, dass Kinderhospize nicht mehr als 5 vom Hundert  
 der zuschussfähigen Kosten nach Satz 1 belastet bleiben.“ 
 cc) In den über die Einzelheiten der Versorgung … zwischen Krankenkassen & Hospizen abzuschließenden Verträgen ist zu  
 regeln, dass im Falle von Nichteinigung eine von den Parteien zu bestimmende unabhängige Schiedsperson den Vertragsinhalt  
 festlegt. Einigen sich die Vertragspartner nicht auf eine Schiedsperson, so wird diese von der für die vertragschließende Kranken- 
 kasse zuständigen Aufsichtsbehörde bestimmt. Die Kosten des Schiedsverfahrens tragen die Vertragspartner zu gleichen Teilen.“ 

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Haushalt“ ein Komma eingefügt und die Wörter „oder der Familie“ durch die Wörter „der  
 Familie oder stationären Pflegeeinrichtungen“ ersetzt. 
 bb) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: „Dabei ist den besonderen Belangen der Versorgung von Kindern durch 
 ambulante Hospizdienste ausreichend Rechnung zu tragen.“ 

§ 92 wird wie folgt geändert: 
 b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach Nummer 12 … folgende Nummern 13 und 14 angefügt: 
  „13) Qualitätssicherung, 
  14) spezialisierte ambulante Palliativversorgung.“ 

 g) Nach Absatz 7a wird folgender Absatz 7b eingefügt: 
  „(7b) Vor der Entscheidung über die Richtlinien zur Verordnung von spezialisierter ambulanter Palliativversorgung nach Abs 1 Satz 2  
  Nr.14 ist den maßgeblichen Organisationen der Hospizarbeit und der Palliativversorgung sowie den in § 132a Abs.1 Satz 1 ge- 
  nannten Organisationen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen.“ 

Nach § 132c wird folgender § 132d eingefügt: 
 § 132d Spezialisierte ambulante Palliativversorgung 

(1) Über die spezialisierte ambulante Palliativversorgung einschließlich der Vergütung und deren Abrechnung schließen die Kranken-
kassen unter Berücksichtigung der Richtlinien nach § 37b Verträge mit geeigneten Einrichtungen oder Personen, soweit dies für eine 
bedarfsgerechte Versorgung notwendig ist. In den Verträgen ist ergänzend zu regeln, in welcher Weise die Leistungserbringer auch 
beratend tätig werden. 

(2) Die Spitzenverbände der Krankenkassen legen gemeinsam und einheitlich unter Beteiligung der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft, der Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene, der Spitzenorganisationen der Hospizarbeit und der 
Palliativversorgung sowie der Kassenärztlichen Bundesvereinigung in Empfehlungen 
1. die sächlichen und personellen Anforderungen an die Leistungserbringung, 
2. Maßnahmen zur Qualitätssicherung und Fortbildung, 
3. Maßstäbe für eine bedarfsgerechte Versorgung mit spezialisierter ambulanter Palliativversorgung  fest. 

Artikel 34: Änderung der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung 
 Nach § 5b Abs.3 der BtMVV … wird Absatz 4 angefügt: 

(4) Betäubungsmittel, die nach Absatz 3 gelagert wurden und nicht mehr benötigt werden, können von dem Arzt für einen anderen Pati-
enten dieses Alten- oder Pflegeheims oder Hospizes erneut verschrieben werden oder an eine versorgende Apotheke zum Zweck der 
Weiterverwendung in einem Alten- und Pflegeheim oder einem Hospiz zurückgegeben werden. 
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